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Landtag 
Nordrhein-Westfalen 

(Laurenz Meyer [CDUj) 

Jetzt ist die Frage: Beschäftigen wir uns damit, 
wie wir den Menschen und dem Arbeitsmarkt 
gerecht werden, oder gehen wir mit dem Rasier­
messer vor und köpfen erst einmal alle? Das ist 
die entscheidende Frage. Wir sind dafür, erst zu 
überlegen und dann zu verabschieden. Dazu for­
dern wir Sie nochmals nachdrücklich auf. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber: Für die Landes­
regierung hat der Ministerpräsident das Wort. 

Wolfgang Clement, Ministerpräsident: Herr Kolle­
ge Meyer, deutlicher als mit Ihren letzten Bemer­
kungen konnten Sie gar nicht machen, wie wich­
tig es. war zu handeln. - Ansonsten habe ich Sie 
in Ihrer Rolle als Beschützer der kleinen Leute 
bewundert. 

(Zurufe von der CDU) 
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Weil Sie von Lobbyisten gesprochen haben, Herr 
Kollege, wollte ich Sie darauf hinweisen, daß ich 
schon in meinem ersten Wortbeitrag darauf auf­
merksam gemacht habe, daß im Bereich der 
Kleinsteinkommen, insbesondere der Rentnerin- ~ 

nen und Rentner - ich habe ausdrücklich auf die 
Steuerklassen V und VI hingewiesen, die von der 
Besteuerung eines 630-DM-Jobs erfaßt sind -, 
eine Korrektur vorgenommen wird. Die wird in 
der Bundesregierung bereits diskutiert. 

(Michael Breuer [CDU): Haben Sie zuge­
stimmt, ja oder nein? -'Weitere Zurufe von 
der CDU) 

- Ich habe zugestimmt, das wissen Sie doch. - Es 
wird dort zu einer Korrektur kommen. Ihrer Kro­
kodilstränen bedarf es nicht. - Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD - Oliver Wittke [CDU]: 
Sie sind verantwortlich, Schluß und aus! -
Weitere Zurufe von der CDU) 

Vizepräsidentin Or. Katrin Grüber: Das Wort hat 
nun für die Landesregierung Frau Ministerin Bru­
sis. 

IIse Brusis, Ministerin für Arbeit, Soziales und 
Stadtentwicklung, Kultur und Sport: Herr Kollege 
Meyer, ich wollte nur ganz kurz etwas zu dem 
sagen, was Sie über den Lobbyismus ausgeführt 
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haben. Ich bin dankbar, daß wir einen gut organi- (C) 
sierten Sportbereich und einen gut organisierten 
Laienbereich in der Kultur haben, der auch seine 
Interessen zu vertreten weiß. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb habe ich vorhin gesagt: Wir müssen auf 
die Interessen der Organisationen, die den ehren­
amtsnahen Bereich abdecken, Rücksicht nehmen. 
Für sie Veränderungen herbeizuführen scheint mir 
außerordenltlich wichtig zu sein, damit wir dem 
Ehrenamt die Betätigungsmöglichkeiten belassen, 
die es haben muß, weil es eine wichtige Stütze 
für unsere Gesellschaft ist. 

Wenn wir hier zu bürokratischen Veränderungen 
kommen, hilft das auch dem einzelnen Haushalt -
das hat Frau van Dinther angesprochen -, der 
Leute in 1630-DM-Beschäftigungsverhältnissen 
anstellt, und hilft das auch den kleinen Betrieben. 
Deshalb kann ich nicht zulassen, wie Sie hier 
über den ehrenamtlichen Bereich geredet haben. 
Ich will das mit Nachdruck zurückweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Katrin Grüber: Mir liegen kei­
ne Wortmeldungen der SPD-Fraktion mehr vor, 
die noch Redezeit hätte. Ansonsten sind die Re­
dezeiten 'erschöpft. Ich schließe die Aktuelle 
Stunde. 

Wir kommen zu: 

3 Gesetz zur Modernisierung der Weiterbildung 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 12/3876 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD­
Fraktion Herrn Kollegen Degen das Wort. 

Manfred D,egen (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bei dem Gesetz zur Moderni­
sierung der Weiterbildung handelt es sich um ein 
Artikelgesetz. Ich möchte auf die beiden wesentli­
chen Artikel eingehen. 

(0) 
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(rvlanfred Dege.n [SPDII 

Dtx ArtikHI 1 be-faßt sich rnit der Novemerung des 
V~feiterbildtmosrJeset.zes, der f-Iortiku! 2 rnit der Än­
derung des SdH.I!verwaltungsgesetzes. Hier qeht 
HS darum) durch ZusarrlrnenfassunfJ der Schulen 
des zvvfJiteri Bildungsvv'egs, also der Zusammen·· 
fassung '\I1.Jn Abendnymna~;:iurn, KoUegs und 
AbendrHalschulü, zu einern \fVeiterbildunrlskollBg 
einG Or~Ji:lnisiltk)Ostorrn :Z,U finden, dü,.'~ fluf die Vor .. 
önderUrlf}t:.n de.r Zeit eine Antwort geben kann" 
Übür dif,~s.cn Artrkel hifit es keine kontrovi::r.se Dis­
k.w;$.~ion Hef~f.lben, Die i~nreflunflün zur Schaffung 
diefi8s V..leiterbil(.lun~1sk:olle~ls karnen 8US" den Re;­
tH:m der Ko1inUSi, (Iür Abendrealschu!en und cli::r 
Abendgvmnasien, 'Nir haben den VürsGh!a~l auf~ 
gü~JrlHen und einen entsprech(mden Gesetzent­
wurf HrarbeitE·t. 

Bish~_~r ijHrrnlttotten !nitlaUven in dk.!~:;ern B€~reiGh 

manchmal eirwn !~chif.:rfen Eindruck, Es nab 
Schlagzeilt3n: "Abend9ymnasiurTl kann man aUGh 
fHYI Vorrnittau bostJchert oder so etwas, Wir wol­
len das durch Zus('1nlrnent'assunq mgeln, 

D!t1 1N8sentlichHrl Grünr{e für die organisatorische 
und personeUe Zusamrnerrfassung zum VI/eih::.:r" 
bik.hlnt~skoUH~1 sind Hin hossor'es Reagieren Huf 
vHrt\ndertC!s Zielgruppenverhalt.en, ein e.ff~Jktiverer 
Ernsatl d(~r LehrkrfHte" ein brüit.ercs und diHerer'(n 
zjertes An~~ebotssrH;:ktrurn in den Weiterbildungs­
kollte''Js und ein weiterer Ausbau der KoOpef'("ltion 
mit dtwn Bürufskollen und den Volkshochschulen, 
Mi~:l kommt j wil!:: ich ~llal1be, auch dem Wunsch 
der Teilm:;!!lmer entnenfHl, ihren stu(enwHisen 811-
dung.sgiCing im zweiten Bildl.lrit:jsweg an dner Ein­
ricl'ltung ~.':Jbsolvi0ren zu könm:m und nicht nach 
d(~rn Reaischulnbschluß) an de,r Abendrnalschule 
auf ein .A,bf~ndgymnasiurn fH.1m ein Kol!f!g wech­
seln zu rnÜSSt~n. Ich ~J€lhe davon aus, daCs dtü Er,­
folgsquote der T HilnehrnHI' fFößer ist, wenn der 
gü-srwntB Bildunf~sHang in einer vertrauten Einrieh­
t.unil absolviert werden kann, 

Anders als büi dlHsern ,A.rtikel hat cHü Diskussion 
über dii:':! Änderuno dos \Neiterblldungsgesetzes 
einen breiten 1:=t11um f.dngenomrnen. In fast 
25 . .Jnhrrm des B€mtehens des V\/ü!terbildungsge­
setzos in Nordrhe.ln~VvHstfal€n hat sich eine plura­
h~, umfrmsende und qluilitativ hochstehende '1/Ver-· 
terbildun~Is;landschaH gebildet. Nicht zuletzt 
durch dHS Gutachten zur Evaluation der Weiter-· 
blldunO 1St. dies hestätiut worden. 

!Vorsitz: Präsident Lllrich Sdllnid\l 

Mangelnde St.HuefungsrnögtiGhk(~iten haben slGh 
ab!':}!' durch diü entstandene Diskrepanz zwischen 
den Förderstrukturen und den Förderbeträgen 

ergeben. VVir stehen deshr31b vor der Aufgabe! (C 
den Erhalt der bewährten Strukturen - das sind im 
wesenUidH~m (He Hauptarntlichk.sdl: , die Pflicht­
aufgabe für die Kornmunen - hei ulelchbhdbende.r 
Finanzierunn zu sichmn. VVlr h,aben uns die v\'ieh­
t[~~sten Ernpfehlungen der Gutachter be.i C1.31' vor-· 
!ieuendün Novellierung zu eigen gemaGht. 

Dureil Umsdlichtunp von FördenT1itteln von der 
Maßn8hrnflnförderung zur Personalförderung wol­
len wir die hauptamtlic.he. Struktur, die als Garant 
für die Qualität der Weitmbildurl(lseinrichtungen 
bestäHgt worden ist, ert"lalüm, Die Reduzienmu 
der Förderun~~ von Unterr~r.::ht auf ein Ker!1,.~ngebot 
wgunslen der Personalfilr·dmung lwin(J' dazu, 
dieses Kmnangebot neu zu defln~eren, und zwar 
so, da(~ die wichtigstf.~n geselischaftspoBtischen 
Weiterbildunusbmeichf} mit diüsHrn Kernangebot 
abgedeckt sind. 

Die vv€itaus gröL~tH Z,:'Jt11 der VVeiterbildunfJs\;:'dn­
richtungen könnte tH:Jrf_üts if~tztl ohne daf.!l ste ihre 
Angebotsstruktur ändern rnCrßtcn, diesns. Keril­
angt~bot f~f'brjngen. Trotzdem geben wir aHen Ein­
richtungen eine Übergangszeit von fCrnf ,.Jr.'lhren, in 
denen die bisheri~Je ZUSGhur,~höhü je l:indchtung 
erhalten bleibt. 

leh kann rnich an kein GOSE~tl~lebungsveriahrt-:m 
oder NoveHierungsvorhaben erinnern, das W!~' so (rJ 

intensiv rnit den Betroffenen diskutiert haben lind 
in dom \'vir alte Varianten, die uns bei der nefjebB" 
f"l€n Aufgabe zur VerfOgung stehen, so ausdi.sku .. 
tiert haben. Vt/ir habe.n in diesnrn Bereich quasi 
eineinhalb .Jahre pen-nanenter ,l\nhörung hinter 
uns, 

Die W"iterbildung in Nmdrhein-Westfalen hat in 
den zurückliegenden Jahl'l'::1l sehr viel Innovatiüns­
kraft und viel Phantasie twi der Ersr;hli",[!'tm[l zu· 
sätzlicher Finanlit~rung~::;quül!enl ab€(r auch bHi o EH' 
Änderung ihrer Angebote und beirr! ReauiHn?m fH.rf 
die jewellige Nachfn;gesituation W:fzeigt. Die ~ ... 10·­
dernislHrung und Verschlankunn dos VJdterbil·· 
dungsgesetz€s eröHm:r'I iH .. 1Ch hi€~r neuo Spielrüu­
me, 

Wir wollen die Wf3ih2!rbUdungsentwic:kllJngsp!a­
nung als PWchtaufgal.uJ streichen. \/I/ir walhan die 
Überr.1f'll'fungsverfahren Vf.:iHin'fachen. V/ir wollen 
mehr Splelräun"lo geben, beispird~:;w'eise Km kom-· 
munaltm Bereicl'1!, daß auch 'Nelterhi!dungsein-· 
richtungen - hier: Volkshochschl..!!f.Hl " in Fon11 
eines Elgenbetriebes der Stadtverwaltung geführt 
werdl~n können, 
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Landtag 
Nordrhein-Westfalen 

(Manfred Degen [SPD]) 

All das eröffnet neue Spielräume. Ich bin über­
zeugt, daß das bisherige Volumen des Weiter­
bildungsangebotes und das hohe Niveau des An­
gebotes mit unserer Novellierung gesichert und 
erhalten werden kann. Ich würde mich freuen, 
wenn wir eine zügige Novellierung durchführen 
könnten, damit die Weiterbildungseinrichtungen 
in den nächsten Jahren Zeit und Muße zur Effek­
tivierung ihres Angebotes haben. 

(Beifall bei der SPDI 

Präsident Ulrich Schmidt: Vielen Dank, Herr Kolle­
ge Degen. - Das Wort hat für die Fraktion BÜND­
NIS gO/DIE GRÜNEN Frau Kollegin Schumann. 
Bitte schön. 

Brigitte Schumann (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Mit dem Gesetz zur 
Modernisierung der Weiterbildung wird tatsäch­
lich ein mehrjähriger Prozeß der Diskussion zur 
Zukunft der Weiterbildung in Nordrhein-Westfalen 
abgeschlossen und in parlamentarisches Handeln 
überführt. Welch einen langen Weg wir dabei 
gegangen sind, mag man daran ersehen, daß am 
Anfang für uns GRÜNE, aber auch bei der SPD 
ganz klar im Vordergrund stand: Das Weiterbil­
dungsgesetz muß bleiben; es ist modern, es hat 
sich bewährt; der einzige Makel ist die chronische 
Unterfinanzierung. Und dazu haben wir GRÜNEN 
gesagt: Dafür brauchen wir ZUsätzliches Geld. 

Es war der finanzpolitische Druck, der auch mei­
ne Fraktion und mich zum Umdenken zwang. Es 
gab zwei Interventionen aus dem Finanzbereich, 
die, wenn sie denn realisiert worden wären, die 
Weiterbildung in ihrer jetzigen Struktur gefährdet 
oder, besser gesagt, erledigt hätten. Das war 
zum einen der Versuch, auf Kosten der Weiter­
bildung durch Kürzung der Landeszuschüsse ei­
nen Konsolidierungsbeitrag für den Haushalt zu 
erwirtschaften. Das war zum anderen die Initiati­
ve im ersten Modernisierungsgesetz zur Verwal­
tungsstrukturreform, den Kommunen im Rahmen 
einer Experimentierklausel freizustellen, wie sie 
die Pflichtaufgabe "Volkshochschule" erledigen 
wollen. Doch diese Freigabe hätte alle Oualitäts­
standards in Frage gestellt. 

Bevor mit der Einbringung des Haushalts 2000 
ein neuer finanzpolitisch motivierter Anschlag auf 
die Weiterbildung ausgeübt werden kann, haben 
die Weiterbildungspolitiker und -politikerinnen 
beider Fraktionen - SPD und GRÜNE - mit der 
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Gesetzesinitiative das Heft in die Hand genom- (Cl 
men. Der Druck auf die Weiterbildung hat sich als 
Einigungsdrllck auf die Bildungspolitik fortgesetzt. 
Daß es zur Einigung gekommen ist, und zwar im 
wohlverstandenen Interesse der Weiterbildung, 
sehe ich als Verdienst der GRÜNEN an, denn wir 
haben uns sehr rational gezeigt, man könnte auch 
sagen: sehr flexibel. Allerdings hat die Einigung 
auch einen Preis, auf den ich durchaus eingehen 
werde. 

Schlaglichtartig die aus grüner Sicht positiven 
Ergebnisse unter den Rahmenbedingungen, die 
uns der Haushalt setzt: 

Die Hauptamtlichkeit in der Weiterbildung, bei 
Volkshochschulen und sonstigen Einrichtungen, 

. ist zukünftig durch die Aufstockung der Personal-
kostenzuschüsse bei gleichzeitiger maßvoller Re­
duzierung eier Angebotsförderung gesichert. Da­
mit tragen wir der Stärkung der Hauptamtlichkeit 
und der Professionalität in der Weiterbildung 
Rechnung. 

Die Wissensgesellschaft im Übergang zum näch­
sten Jahrtausend verlal)gt professionelle Struktu­
ren, die das lebenslange Lernen der Menschen 
unterstützen. Es wäre ein ganz schlechtes Zei­
chen gewesen, hätten wir in dieser kritischen 
Frage keine adäquate Antwort gefunden. Die Fol- (Dl 
gen wären 1'atal, nämlich: Verteuerung der Ange-
bote bei den Anbietern mit der Folge der sozialen 
Selektivität in der Weiterbildung, also im lebens­
langen Lernen, oder Ausweichen auf marktgängi-
ge Angebote bei den Anbietern oder aber, im 
schlimmsten Falle, auch Schließung der Einrich­
tungen. 

Die Zusage, daß der bisherige Ansatz nicht ange­
tastet werden soll, ist ein Vorteil gegenüber ande­
ren Bereichen, deren Haushaltsansätze in den 
jährlichen Haushaltsberatungen immer wieder neu 
beraten werden und damit zur Disposition stehen. 
Es wird in den nächsten fünf Jahren nicht mehr 
Geld geben, aber auch nicht weniger. 

Damit ist klar, daß wir die notwendige Dynamisie­
rung der Landeszuschüsse zwar verschieben, 
aber als Merkposten sollten wir uns da.s sehr 
wohl merken. Denn wir möchten, bitte schön, 
nicht diese Operation, die uns schwer gefallen ist 
- das kann man schon sagen - und die sich über 
die ganze Legislaturperiode erstreckt hat, in eini­
gen Jahren wiederholen müssen. 

Der Abbau von Bürokratie, eigenverantwortliche 
Oualitätssicherung, Wirksamkeitsdialog, Ver anke-
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r unu d(~r ~Vf . .üterbildunGskonferenl ins GesHtz . all 
das Ist unstrini~~1 kein Problerrl! 

Ich !TH.)chte herausheb.gn - der Herr rvHnisterprii­
siderit i~.:;t j€tzt nicht da -/ da!s. es einH Efflzie'n~~n 

steiueruno und Quatitätssich€~rung durch r:us[ov 
nen von Einrk:htun~lf:~n nabt/ die über die nr1chsten 
1ünf Jahre I~jl.ifen sollen, darnit sie eine Mindest~ 
nrÖ!?le flrreiGhen. Das finden wir ganz rtchtig, Es 
wird 01118 enorme Umstruktufierun~1 flnb~~,n, die 
ca. 200 von 500 Einrichtungen betrifft. Sie liiuft 
ner~iuschlo~l unter dem Stichwort ModernisiEHung 
und Vt,nwaltungsstrukturrüforrn, weil die Vorga­
bo, die \\'11' hier ~1ebent vernüntt[~J ist" Entschuldi­
gung, dar!, ich das so deutlich in rifchtung des 
Ministerpri-lsidenten ~Iesagt hab(~, 

D;~rnit tun vvir Htvvas, WEiS auch die langjährig<;'! 
Prax.ls der I3f;zirksrenlerungonr I1fimlich die Zu,­
sarnrnBnleuung von ki€tinen EinriGhtunf1fm zu be­
hindern, beende!. 

Aber nicht für allr, Einrichtunuen wird diese wün­
schenswerte Idealgröf~~~ durch Fusion erreichbar 
sein. r:ür solGhe Einrichtung(m ~ es sind vfen1fJB -
wOmH.:htün wir uns auch Ausnahmen. 

Ich kmmnf1 lurn zentralen Punkt. 1ch habe {.)OS.3~~t: 
Es hat ell(~s sf1~nt'!n Preis. Es geht um die Kom~en" 
tration der 1' .. "ngE..~bot:s'förderunu auf bestirnrnte 
BereiGhe von bfJsonderf~fn Geseltschaftlichen lnter­
(iSS!?, Grunds[Hl.lieh ist der Feststel!ung und Ernp­
fehlung der im letzten Jahr t3ingßtrchteten ArA 
beits~lruppc des Hauptausschusses npoiitisch(~ 

Bildun~J" ZlIzustirrmv?n. Sie war paritätisch mit 
Mit[Jliedern aller Landtags!raktionen besetzt und 
hat damals festgestellt - ich zitiere rnit Zustim­
munu ch=:'s Präsident.en -: 

"Djl2; Obervvlef~ende Zahl der vom Land ~JeförA 
dBf'ten \l\Ielh:rbHdunf!SHHißnahmen an Volks-­
hochschulen und in anderen Elndchtungnn 
sind zwei'fellos von bedüutendern gesellschaft­
lichen Interesse. Eine Trennung dieser AIlUü'­
bote von dE'n Obrigen '/l.feit.erbilc!ungsangebo,­
tün mit dem Ziel. Mittel bei der Maßnahrnen-­
fördürunf.~ Hinzuschr~~nkenl wird wahrschein­
lich zu schwerwiegenden Abgrenzun~-ls" und 
Dei'initionsproblemf:)n führen, Das bisheriUf: 
Prinzip der Einheit de .. Bildung wllrcle in Frage 
\lesteIIL" 

So weit das Zitat. Wer dennoch die Spreu vom 
Wü;zc!n tmnn"n wollte, der hillt(.! die MÖ[JliGhkeit. 
einF!11 Negatlvkatalog 7. B. mit den Ausnahrne­
TaHH:1SWnden im Gesetz zu formulieren, ohne 
inhaltlicho Bereiche ZUSFHl'lmenzustreichen. Darauf 

hattü'n 'W!f uns auch einnH!1 im letzten Dezernber {Cl 
vers t 5ndilll, 

Vv'as wir Jetzt irn Gesetz hEiben, ist tntsächlich die 
gesetzlich definierte Vorenounn dt~l' geförderten 
Inhalte der V'J'eHerbi!dung, Nicht nur WI!' vennis­
sen die pel'~:;onenbczo,genH, die It';!bensqnstaltende, 
die kulturelle Bildung und die Gesundheitsbildunfj 
irn Cieselz, Diese Berehc:he \:'Jerden ansatzweise in 
der ErH.lüterulln und in der Beoründung uent=mnt. 
Das ist der KOfrlprOrnm, Aber dieser l(ornprorniß 
Ist schwer verrnittelbar. 

Ich erinnere nocb einmal ml dio R!.O'dn, die ich am 
18.06.1\198 gehaiten habe, in der ich eindrin(lliGh 
zu dür Frage Stellung oenornmen habe: VVoHen 
wir tatsächlich den Schwerpunkt der Weiterbil­
dung auf ArbeitsvveH und Bürufswült lü~~en und 
diese: Bezouenheit herausstellen? Da hnbe Ich 
betont, daß die lebel1sgestaltend" 13ildung, die 
kultu!I'elle Blldunn und die Gm~undheitsb!ldung zur 
Erreichung einer humanen Grundqua!rfikation 
Grundh1[Jü für aUe 8ijdun.~lsprolns:se sind, die es 
gibt. Daß diese Begrifflk:hkeitf~n irn Gesetz nicht 
mehr vorkornrnen und darnit auch bt~sUl'nrnte In,· 
halte niGht berÜGKSichtiot werden, das hnwürte 
ich ausgesprochen kritis,ch, 

Wir 'wären aus dorn Schneider, \lvenn Carina Gö-
deckt; und Ich das V\;'eiterbHdunusgesetz alleiuH (D 
hätten schreibrm dürfon. Dann höttf~n wir nänl!ich 
fol~jendes gemi_wht, 

(Reinhold Trinius [SPD!: Schade, daL\ wir 
einen Landtag hatmn!) 

\~lr hätten gesagt: Wir woUen ein uanz rnodernes 
Gesetz. Das heißt., daß wir üborhaupt koine Vor ü 

schriften bei der Angebot5förderunf~ rnachen, 
sündern sagen: Ihr üntsGheidet in der Autonomin 
der Einrichtungen Lmd der Träner r.!arüber I welche 
Angebote ihr vorhalten "NolI!. Denn ihr habt uns 
bisher nicht den Eindruck vermittelt, dar?, [hr da~ 
mit rdcht umgehen könnt. Ihr sei(1 auch darauf 
angev.;iesen, daß ihr die Zielgruppen ern:,deht und 
daß die Menschen zu ouch kornnH:"Hl. 

DfHlrl der Abstinunung mit den Für.sen ist, weH es 
keine Weiterbildunnspfllchti~ikeit im Sinne einer 
Schlllpllicht gibt, jede Weiterbildung""inrichlull(l 
ausgesetzt. Dadurch rnuß sie sich nmürlich so 
anbieten, daß sie auch von d€ln Mem:;chen an­
fJEHKHnrnen wird, da'? dertm ßedl.lrfnisse zur Gel v 

tung kommen, 

Wir hätten dann noch (lins gesagt: Selbstver­
ständlich mur! es das notwfHldige Mari, "" Ab 
stimrnung geben. [);,:,!für ri(~htHn \,vil' den "Nirksam-
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keitsdialog bei den Bezirksregierungen ein. Dort 
wird man sehen, ob etwas im be.sten Sinne nach­
gebessert werden muß. Nachsteuerung und nicht 
Vorsteuerung, das wäre eine schöne Vorstellung. 

Ich weiß, daß Carina Gödecke sagt: Wahrschein­
lich können wir das in fünf Jahren, zur Zeit ist 
das noch zu weit weg, nicht für unsere Bildungs­
politiker - die können sich das vorstellen -, son­
dern für die Fraktion. Wenn die Bildungspolitiker 
alleine gewirkt hätten, wäre manches anders ge­
kommen. Ich sage das jetzt in aller Ausführlich­
keit, weil ich mir wünsche, zumindest bei denen, 
die nicht an diesem Diskussionsprozeß beteiligt 
waren, eine gewisse Nachdenklichkeit zu erzeu­
gen. Denn wir haben nichts Unangemessenes im 
Dezember in einem sogenannten Konsenspapier 
miteinander ausgehandelt. 

(Unruhe - Glocke) 

- Herr Präsident, ich komme zum Ende. Ich habe 
festgestellt, meine Redezeit ist zu Ende. 

Ich habe meine Redezeit dem Artikel zur Moderni­
sierung der Weiterbildung gegönnt, weil der ande­
re Bereich völlig unstrittig ist und weil wir mei­
nen, daß wir damit das Richtige zur richtigen Zeit 
tun. Wir wollen ein erwachsenengerechtes, flexi­
bles, anpassungsfähiges Weiterbildungssystem. 
Berufskolleg heißt, die Einrichtungen des zweiten 
Bildungswegs zusammenzufassen. 

(Zuruf) 

Habe ich "Berufskolleg" gesagt? Nein, Weiter­
bildungskolleg! Das wollen wir auch. Wir finden 
es auch richtig, daß hier die Interessen der Be­
teiligten zum Zuge gekommen sind. - Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Ulrich Schmidt: Vielen Dank, Frau 
Schumann. - Ich erteile das Wort dem Kollegen 
Dr. Eckhold für die CDU-Fraktion. 

Dr. Heinz-Jörg Eckhold (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es war 
ja sehr gut anzuhören, was Frau Schumann alles 
gemacht hätte, wenn sie gekonnt hätte. Entschei­
dend ist, was Sie machen, Frau Schumann. 

(Beifall bei der CDU - Zuruf der Brigitte 
Schumann [GRÜNE]) 

Als 1997 das Gutachten zur Evaluation der Wei­
terbildung in Auftrag gegeben wurde, erhofften 
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sich beinahl~ alle Weiterbildner, die Träger von 
Weiterbildungseinrichtungen und auch die Teil­
nehmer, dal, dieses Gutachten den Stellenwert 
der Weiterbildung und ihre Wichtigkeit unterstrei­
chen würde, so daß dies dann auch finanzielle 
Konsequenzen für die Landesförderung haben 
würde. 

Unbestritten war zu dieser Zeit die Tatsache 
- und die Landesregierung hat sie anerkannt -, 
daß die derzeitigen Kosten für die Weiterbildung 
zu 50 % Von den Trägern der Weiterbildungsein­
richtungen, zu 30 % von den Teilnehmern und zu 
20 % von der Landesförderung aufgebracht wer­
den. Bei rund 1,2 Milliarden DM, die im Weiter­
bildungsbereich Wirtschaftsfaktor sind, ist das 
Land mit 220 Millionen DM und etwa 
40 Millionen DM Ermessensmitteln beteiligt. Das 
sind 0,24 % des Gesamthaushalts oder 0,78 % 
des Bildungshaushalts. 

Volkshochschulen und freie Träger teilten damals 
beinahe gleichzeitig ihre Erfahrung mit, daß die 
Weiterbildung zunehmend eine Bildung für Bes­
serverdienende geworden sei. Vor allem Familien 
mit Kindern und Alleinstehende mit Kindern könn­
ten die Kosten für Wochenendseminare nicht 
mehr aufbringen. Daraufhin machten die Volks­
hochschulen auf ihrer Mitgliederversammlung 
deutlich, daß zur Verbesserung der Weiterbildung 
rund 50 Millionen DM Landesmittel mehr erfor­
derlich seien. 

In der Tendenz hat das Gutachten dann alle diese 
Feststellungen bestätigt. Es stellte heraus, daß 
für die Weiterbildung von zentraler Bedeutung die 
Grundversor!Jung und in erster Linie die Qualitäts­
sicherung seien. 

Bei den sich anschließenden Diskussionen zum 
Gutachten, die eben mehrmals angesprochen 
worden sind, war es dann vor allem die Kollegin 
Schumann von den GRÜNEN, die sich des Beifalls 
sicher sein konnte, wenn sie für die Weiterbil­
dung eine Erhöhung der Landesförderung um 
50 Millionen DM als angemessen herausstellte. 

Doch was Ist von diesem vermeintlichen Auf­
bruch der Weiterbildung geblieben? Der Antrag 
der CDU-Landtagsfraktion "Bestand der Volks­
hochschulen und der anderen Weiterbildungsein­
richtungen sichern!", der eine maßvolle Erhöhung 
des Landeszuschusses in zwei Schritten bis zum 
Jahre 2000 um ca. 24 Millionen DM vorsah, wur­
de mit der Mehrheit der Regierungskoalition abge­
lehnt. 

(C) 

(D) 
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Doch damit nicht genug. VVartm sich die Fr~lktio~ 
non bis zum Ende des ',,/t3rgangenen Jahres einif.l.. 
daß es einer Novellierung des 'vVeiterbildunqs~le· 
se t;~es nicht bedOrfe l so ~inderte die f1egieruns:­
konlition auch in di6soarn Punkt rhre Meinung, 
'Nährend nuf dür V'l/eiterbi!dungskonfemnz im Ok~ 
tobet' 'j 998 ein sogenHnntos Konsenspapier 'Ion 
SPD und GRÜNEN abgeliefert wurde, daß in 
vVahrhelt überhaupt keinen Konsens hatte und 
~:Iarnrnl-lejmljch zurijckg(:,:zogEln werden mußte/ 
gibt HS jetzt einen Novellierungsvorschlag rn[t 
(h~rn aufgnblt~hten Titel "Gesetz zur Mod~:lrnlsie­

rung der V'i(~lterbHdunSJ". 

VI/as die Modernisiorung ausmacht l das habe ich 
bisher rdcht herausgE!funden. Dor vorHegende 
Gesetzentwurf von SPD und GRÜNEN beabsich­
ti9t vielrnehr eine Einschränkung der Landesiör, 
derung auf Angebote in besondermn staatlichen 
Intemsse und s"lektiert Weiterbildung noch dom 
Nützlichkeitsprinzip. Die sieben Sachbereiche der 
W'elte!'bildung vverden gestrichuo und durch ein.::; 
allgemeine Definition von Weiterbildung ",setzt, 
'Nenn das di13~ €!ntsch(~idend(J I\.,todernfsierungstat 
wlin3- 1 dann könnte man zur Tagesordnung über­
gehen, Denn dinse Defirdtlon umsGhreibt das l 

was zuvor in de'n Sachbercichen dHnniert war, 

Das (~nt~:;Ghe[dend0 Neue kommt dann in § 1 'I 
"Grundvf:rüw'gung", Die flnanzie!le f(.'if'd(:ln.!nt~ der 
Wdl.",bildun(J durch das Land wird an das Pflicht, 
angebot ,her Volkshoch;;chul,m ge.kopp'.,It. In § 16 
vvird dann DW,H:,lnJc:klicf'l darauf ve,r'NiHseo, daß. 
auch di~3 i3nder!~n Trä~]ßr nur irn Rahmen des 
Pfllcht.ange!Jots der VDikshochschulen gMördert 
werden, Damit \overden in') VVonlaut dos Gesetzes 
VeranstaltunGen naetl Teiln(,)'hm!:!rtagert und Un­
terrichtsstunden in den BBfOiGhen der freizeit­
or!üntiürten und difa, I<rt.,:!,:.lth.dt.ät fördürnden Bildung 
sovvic der personenbezogenen 8ildLJr1~J nieht mehr 
durch das Land gi-,dörd(:)-rt. 

Auch wenn jcn.!t in dfH1 Eriäuteruogen zum Ge­
setz nachgebesst-"1rt wird, bleibt doch folgend~;s 
festl,ust.ellen: Das Pflic:htangebot wird auf Anga­
botü konzentriert, in denen ein besonderes staaW·, 
ches lntnresse besteht. Damit werd(:-;n die Haupt .. 
t't~lder dür 'JVeitorbitdungsarbeit in kirchlicher Tl ä~ 
gerschat't von der Landes'föl'derung ausgesc!l!osM 
sen, 

Ich stelle fest: Die von den Kirchen seit ,Jahren im 
öffernlrchen Interesse durchgeführten lebensbe­
gleitenden und auf Existenzfragen bezogenen 
Bildungsrnaßnahrnen sind also nicht mehr tm be·, 
sonderen staatlichen IntereSSf.L lm Bereich der 

-. 

katholischen Kirche in Nordrhe:Jin-V"/cstfaien :sind 
darnit 310.000 Ui1t(~rrichtsstund8n und 223.000 
Tellnehmürtage n~cht mehr fördnrf.tihin, Für die 
EVall~JellsGhe Er'wachsenenbildung \t<.,,!nstfalün und 
lippe (J. V, und Nordrhein e, V, sind dCls ca, 
110,000 Unterrichtsstunden und 50,000 Teilneh­
mertage, Das nennen wir nicht Modernisierung , 
sondern KahlschlaG! In der V'/eiterbildung, 

(Beifall bei der CDU) 

Personale, der Lebensoriontie,ung L'nd Werte!in­
dung dienende Weiterbildung mut:', auch in Zu­
kunft ein ,lefördertm Kernbereich des WoiWrbil­
dungsgesetzes sein, Deshalb gehört dieser Be~ 
reich in den Gesetzestext l in den Förderkata!og 
des § 11, Eine bloße Randnotiz in den Erläuterun­
gen har. keine Geset,~esquaHtät und ist nicht ak~ 
zeptabel. 

Präsident Ulrich 5G111ni<lt: Herr D,. Eckhold, wOr­
den Sie eine Frage von Herrn DE:\Jen zulassen'? 

D,. Heinz-Jilrg Eckhold (CDUI: Ich h"be so weniG 
Zeit l urn dies; di.1r'zustcHün, ilVlr können im AI..Jr:;~ 

schuß noch genügend diskutii:,"ren, 

Unser heiheitliGhf.~r und dernokratis.:.~:hf,:n HechU;­
staat Ie.bt von Fundamenten und VVerthaitungf,m, 
die er von sich aus nicht uarant.lerli::-n kanrL !)i\::~!'w 

Voraussetzungen können auch rechttlch nicht 
erZ'Nt1l1g0rl werden, sondorn t'inden ihre BenrLifl­
dun~J und Verankeruno durch geselischafWch\:; 
Gruppen" insbusondef'8 durch eil<:;! Kirchen, 

Der vorHegende Ges0-tl.entV'l/ud wirft drr~i r:f,7lGt.m 
auf: 

1. Gibt es f!ine Zusaoe deI' Landtagsfraktion 
von SPD und (:;Ff.ÜNEN an die Ltlndes.r<:~gie­
rung r daß. die Förderung der \/\/Oit0I'bildung 
aussch!ießlich an pontische I berufsf'ördern .. 
de Kdterien und an die Elter;'!- und Fami n 

lienbHdung trn Sinne des Jugendhilfegesü(' 
zes gükoPPü[t \Nird? 

2, Gibt es eine besondere Zusago an die Ge~ 
werkscbaft, daß mit rJioscl" Einschrtinkung 
der öffentlich geförderten Weiterbildung 
auch eine neu~~ und damit lelcht.ere Ver~ 
ankerung im Arbeitnehmerw8lterbildullgs~ 
gesetz möglich vvlrd? 

3, Oder gibt es einzig und allein eine UnW61" 

teilungsmasse lugunst.!,m der VCJlkshoch" 
schulen, um 99 Stellen zu retten, oder zu· 

{CI 

(Di 
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gunsten des Finanzministers, um Kürzun­
gen zu vermeiden? 

Hier muß dann die Frage erlaubt sein, welche 
Priorität SPD und GRÜNE der Weiterbildung und 
der Bildung insgesamt einräumen. 

Das Zitieren aus den Zuschriften der kirchlichen 
Bildungsträger oder aus den Stellungnahmen des 
Katholischen oder Evangelischen Büros würde 
meine bisherigen Ausführungen unterstreichen. 
Denn die Aufrechterhaltung des Weiterbildungs­
angebots zu Existenz- und Wertefragen ist für die 
Kirchen essentiell. Darin sind sich katholische und 
evangelische Kirche einig. 

Auch für die Eltern- und Familienbildung sind auf 
Dauer Einschnitte bei der Förderung durch das 
Land zu befürchten. Der Verweis auf das KJHG 
ist nicht verständlich und grenzt diesen Bildungs­
bereich unangemessen ein, da sich das KJHG vor 
allem an die Kommunen im Bereich der Hilfen für 
Familien und bei der Erziehung richtet. Warum 
schreiben Sie nicht einfach in das Gesetz, daß die 
Eltern- und Familienbildung gefördert wird? 

(Regina van Dinther [CDUj: Weil es zu teu­
er ist!) 

Dieses entspräche dem Verständnis von Eitern­
und Familienbildung, wie es bisher im Sachbe­
reich VI des Weiterbildungsgesetzes festgeschrie­
ben ist. 

Eine plurale Gesellschaft braucht eine plurale Wei­
terbildung. Dies muß auch in den Kern- und För­
derbereichen einer öffentlich verantworteten Wei­
terbildung zum Ausdruck kommen. Der Ehe- und 
Familienbegriff, wie er bislang im Weiterbildungs­
gesetz vorhanden ist, umfaßt mehr als nur die 
Hilfeleistung nach dem Jugendhilfegesetz. Es 
wäre fatal, wenn es jetzt den Jugendhilfeaus­
schüssen vor Ort überlassen würde, zu interpre­
tieren, was noch und was nicht mehr Eltern- und 
Familienbildung nach dem KJHG darstellt. 

Heimvolkshochschulen und Akademien sind 
durch eine weitere Folge des Gesetzes betroffen, 
wenn der sogenannte halbe Teilnehmertag entfal­
len wird. Erhielt bisher eine förderungsfähige Ta­
ge.veranstaltung mit sechs Unterrichtsstunden a 
45 Minuten für 60 Teilnehmer einen Landeszu­
schuß von 900 DM, so reduziert sich dieser Be­
trag demnächst auf 135 DM. 
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Wenn es in der Einzelbegründung heißt, daß sich 
die Förderung beim Teilnehmertag nunmehr aus­
schließlich auf die Kosten der pädagogischen Lei­
stung konzentriere, Verpflegungs- und Übernach­
tungskosten künftig ausgeschlossen würden, 
bedeutet das dann auch, daß es den halben Teil­
nehmertag in Verbindung mit einem ganzen Teil­
nehmertag nicht mehr geben wird? Das Wegfallen 
dieses halben Teilnehmertages wäre ebenfalls für 
Heimvolkshochschulen und Akademien ein großer 
finanzieller Verlust. 

Nun sagen die Verantwortlichen von SPD und 
GRÜNEN, daß durch die Anhebung der Personal­
kostenpauschalen, durch die fünf jährige Erpro­
bungsphase und durch die Garantie des jetzigen 
Förderrahmens keine negativen Auswirkungen zu 
befürchten seien. 

Richtig ist, daß wir ein Gesetz verabschieden sol­
len, durch das schon im Verlauf der nächsten 
fünf Jahre die Strukturen der Weiterbildung ver­
ändert werden. Daß diese Veränderungen eine 
nachhaltige Wirkung haben werden, hat Frau 
Schumann eben, aber auch schon während der 
Weiterbildungskonferenz deutlich und offen an­
gesprochen, indem sie sagt, daß von über 
500 Weiterbildungseinrichtungen mindestens 200 
kleinere Einrichtungen zur Aufgabe oder zur Fu­
sion gezwungen werden. 

Richtig ist auch, daß durch die Festschreibung 
der Finanzmittel auf fünf Jahre jede Lohnkosten­
steigerung den 20%igen Anteil der Landesförder­
mittel weiter absenken wird. Bei einer Lohnko­
stensteigerung von jährlich 2 % müßten die Trä­
ger in fünf Jahren 10 % der gesamten Personal­
kosten zusätzlich aufbringen. 

Ich stelle fest: Es gibt keine Aufbruchstimmung in 
der Weiterbildung, sondern eine Umverteilung zu 
Lasten der Träger und Teilnehmer. 

Bei der Diskussion um diesen Teil des Weiter bi 1-
dungsgesetzes ist Artikel 2 "Änderung des Schul­
verwaltungsgesetzes" bisher kaum diskutiert 
worden. Die Änderung dieses Artikels soll jedoch 
schon am '1. August 1 999 in Kraft gesetzt wer­
den. 

Nachdem endlich die Richtlinien für Abendreal­
schulen und Volkshochschulen - Abschluß: Se­
kundarstufe I - fertiggestellt und als vorläufige 
Richtlinien in Kraft gesetzt wurden, gibt es jetzt 

(C) 

(D) 
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die Absteht, sogenannH~ \Neiterbildungskof!egs 
zu (Jl'ündell. Ab elem 1. August 1999 sollen 
Ab8I1dr~)ajsGhulenl Abendgvnlnasien und Konegs 
zu V'/eitmbUdungskol!egs zusammengesch!osson 
V>u::rden, 

(C';isela G(Jb,~"lum-NehriI1S'J lSPD1: Das i.st eine 
Kal'''1' ßestil'nl'nung!) 

Hier~~u ergeben sich Hin FL'dle von Fragen: 

\Varurn ist dio Gründung eines VVHiterbildungsu 

kollegs !lot wendig? 

Was wird .optimiert? 

Wi<) und mit wern sollen zum Beispiel Abendgym­
nasif.::fl in früier Trägerscha"ft kooperieren? 

Welche .Auswirkungen auf die Sc:hlilerzahl wer·· 
den zum Beispie! bei BerüGkslchtigung des Be­
rufskolle'gs zu erwarten sein? 

Wie wird etwa die Eingangsphase g<lstaltel? Ist 
diü Eigenst~lndigkeit in der Etng,::mgsphase gesin 

chert, zumal die Vorbiidung der TeilnehmEn und 
die Eingangsbestirnmungen sehr unterschiedlich 
sind? 

Wie st<llit mon sich din Übergänge von Abendrel'll~ 
schulsbsolventen ohne Berufsausbildung zwn 
Abendgymnasiurn oder zurn Kolleg vor? 

Ist .sichergestellt, dar!. die Abschlüsse auch l,'Vei­
terhin 'ion dei Kultusrninisterkonferenz anerkannt 
v/erden? 

Vl/te ist der Einsatz von lehrkrlHtt"'H"J bearntenrecht­
lich ~Jmeuelt? Ich erinnere beispielsweise an das 
Heinrich-Riehl-Kolleg in DOsseidorf lind das Stiid­
tische ,Abendgymnasium DüssHldorf, wo der 
Schulversuch aus beomtenrechtlichen Gründen 
nicht genHi1mi~H wurdl~, 

Wlis sieht die Kooperation zwischen Abendreal w 

schulen und Volkshochschulen in der Zukunft 
aus, wenn ein V\leiterbildungsko!leg existiert? 

Dio Antwortr:m auf all dlese Fragen sind uns nOGh 
vollkommen unk!ar. A!iein aus diesem Grunde 
brauche-n \'IJ'ir elne A,nhörung zum vorgelegten 
Gesetzentwurf, 

IMan/red Degen [SPD]: Aha,! 

, Wenn Sie geglaubt haben, Herr 0','gen, wir 11,,· 
ßnn diesen Tül! des Gesetzes so ohne weit.eres 
pllssieren . Herr Herd! machte es gerade deut­
lich ~, dann muß lch Sie enttäuschen. Wir beste­
hen ouf unserem Recht der Anhörung, aUGh wenn 

der von Ihnen gnd"Ghte z<.<itliGho Rahmen dadurch (Cl 
sehr eng \.vird, - Danke schön, 

(Beilnil bei der CDU) 

Präsident Ulrich Schrnidt: Vteh:.'I1 Dr.Hlkr I<ollone 
Dr. Eckhold, ., Für die Lande,sregierung hat nun 
die Ministerin für Schufe LInd Wr::itf:rbildung I VVis­
sensehaft und ForsGhung v Frau Behler, das Wort 

Gabt;':>!" Behlef, Ministerin für Schule und Weiter­
bildung, Wissenschaft und Forschung: He,r f-'rä­
sidentl Meine sehr verehrh::n Darnan und HelTen! 
'Nif stehen 11'1 einer umfassenden Diskussion Uf1" 
seres Weiterbildun(Jssystems nach rund 25 Jah­
ren Weiterbildungsgesetz. Abe, anders als damals 
geht es eben heute nicht um die grundlegenden 
Fragen; die wurden damals entsGhieden. Mit Hilfe 
des \Nelterbildungsgesetzes f.mtstand nämlk.:h in 
Nordrhein·Westfalen eiml Weitnrbildungsland­
schaft, die keinen Vergleich ZI..l SGllüt.H.:1"l braucht 
und um die uns die meisten anderen b~,meiclell, 

(8eilall bei der SPDI 

BedauerltcherVi.'eise habt::n dio Il'loisten anderen 
daraus; nicht d~e Konsequenz ~jl;.!l.oq(mf für sich 
etne vergleichbare Struktur aufzubauen. OriS hätte (D} 
uns in Nordl'hein-\'\Iestfal(!r\ auch nWriches er u 

leichtert. Das sage Ich auch. 

(Zuruf von der SPD: So Ist das!) 

In diesem Ent~"v'ickILJn~Js- und Gost(J!tunGsprozcl?) 
hHben Trögm und Einrichtunuen vi€! ge!eistet.. 
Dafür ist ihnen Z.U danken, um ~so rnehr als dit:.! 
Finanzierungsverspr(-:!chunflon des VJetter bildungs­
gesetzes schon nach '.Neni~~0n ,Jahren nicht mehr 
einDchalten werden konnten, Denn r.lom Gesetz 
wohnte c!ne Dynklrnik inr'd3, dlü auf dorn Prinzip 
der vorn Gedanken her unbHurenzten Fördürun~l 
des Angebots beruhte. Das war dann n.~tativ 

schnell nicht mehr leistbar . 

1975 waren es noch 90 Millionen DM, 1981 fnst 
300 Millionen DM. Bei immer schiflCh!:er werden­
den haushalts politischen RahrnenbQdingungen 
mtJr.~t9 schHol?)lich -1 B86 die FinanzEH..tsstattung 
des \!\reiterbi!dunr~n~Jesetz'6's auf 180 ~,'1illio~ 

nen DM abges~:.nkt worden. Das war dann immer 
noch doppelt so viel 'lvie 1915, Heute zahlt das 
Land schon wieder fast 225 Millionen DM, 
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Ich glaube, es täte auch Ihrer Fraktion ganz gut, 
diese Zahl in der öffentlichen Darstellung einmal 
lobend zu erwähnen. 

(Beifall bei der SPDI 

Alle wissen es: Viele wichtige Bereiche müssen 
heute einschneidende Kürzungen verkraften. Es 
wird an vielen Stellen auch weiterhin schmerzhaf­
te Entscheidungen geben müssen. Da ist es ein 
großer Erfolg für die Weiterbildung, daß das Land 
seine gesetzlichen Leistungen auf hohem Niveau 
sichert. Das ist dann ein gedeckter Wechsel auf 
die Zukunft des Weiterbildungssystems. 

Die Höhe der Finanzierung ist aber nur die eine 
Seite. Das Geld muß auch so gut wie möglich 
angelegt werden. Das dürfte ja eigentlich außer 
Frage stehen. Da müssen wir sagen: Mit den 
Strukturen der 70er Jahre sind die Anforderungen 
des nächsten Jahrhunderts eben nicht zu bewälti­
gen. Das gilt besonders, wenn das Weiter­
bildungssystem ein Mo.tor der wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung des Landes 
sein soll. Es liegt doch auf der Hand: Wer ande­
ren innovative Kraft vermitteln will, muß auch 
selbst zu Veränderungen bereit sein. 

Das diskutieren wir bereits seit einigen Jahren. 
Wir fragen, welche Veränderungen denn am sinn­
vollsten sind. Wie bereiten wir Weiterbildung am 
besten auf die zukünftigen Anforderungen vor? 
Unsere Überlegungen stützen sich auf eine wis­
senschaftlich fundierte Grundlage. Da haben 
namhafte und unabhängige Gutachter das Weiter­
bildungssystem evaluiert und Vorschläge zu sei­
ner Modernisierung vorgelegt. Auf den ausführ­
lichen Diskussionsprozeß mit allen Beteiligten hat 
bereits Herr Kollege Degen hingewiesen. Wer die 
Entwicklung der letzten Jahre verfolgt hat, weiß, 
wie engagiert und zum Teil auch kontrovers die 
Gespräche waren, die dem jetzt vorliegenden Ge­
setzentwurf vorausgegangen sind. Ich meine, das 
Ergebnis kann sich sehen lassen. 

Die Träger und Einrichtungen der Weiterbildung 
erhalten weiterhin eine verläßliche und ungekürz­
te Finanzhilfe des Landes. Allerdings wollen wir 
die begrenzten, aber gesicherten Landesmittel 
gezielter einsetzen, denn es ist nun einmal so, 
daß wir uns heute vieles von dem, was politisch 
sinnvoll und wünschenswert wäre, einfach nicht 
mehr leisten können und dies auch in den näch­
sten Jahren so bleiben wird. Das weiß eigentlich 
auch jeder. 
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Die Leistungsfähigkeit der nach dem Weiterbil- (CI 
dungsgesetz arbeitenden Bildungseinrichtungen 
muß daher gestärkt werden. Auch die Gutachter 
haben schon ausdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die Mindestgröße angehoben werden muß. 
Träger und Einrichtungen sind ja hier auch schon 
auf einem guten Weg. Mit dem Gesetz zur Mo­
dernisierung der Weiterbildung wollen wir die 
Einrichtung"n der Weiterbildung auch dadurch 
sichern, daß wir die Förderung des päd­
agogischen Personals verbessern. Wir wollen die 
Pluralität der Weiterbildung dadurch stützen, daß 
das Personal künftig in allen Bereichen der Wei­
terbildung auch eingesetzt werden kann. 

Die spezifischen Interessen der Träger und Ein­
richtungen werden da durch Vorgaben des Lan­
des nicht eingeschränkt. Im Gegenteil: Im Gegen­
iug werden Träger und Einrichtungen verpflich­
tet, die Landesmittel für solche Angebote einzu­
setzen, die den Bürgerinnen und Bürgern in be­
sonderer Weise helfen, in Staat und Gesellschaft 
aktiv mitzuwirken und ihre beruflichen Chancen 
wahrzunehmen. Selbstverständlich werden die 
Einrichtungl9n der Weiterbildung damit nicht zu 
Trägern der beruflichen Bildung. umgewandelt. 
Die Aufgaben der wirtschaftsnahen Bildungsträ­
ger auf der Grundlage von Handwerksordnung 
und Berufsbildungsgesetz bleiben davon völlig (01 
unberührt. 

Dennoch halte ich es für richtig, den arbeitsweltli­
ehen Bezug des Weiterbildungsgesetzes zu stär­
ken. Die Motivation der Menschen zu lebenslan­
gem Lernen kommt nun einmal in erster Linie aus 
dem Arbeitsleben. Wir brauchen deshalb verstärkt 
Angebote, wie sie zum Beispiel im Bereich der 
Kommunikationstechniken nachgefragt werden. 
Auch Fremdsprachen, Existenzgründerseminare 
oder Angebote zu beruflich nutzbaren Schlüssel­
qualifikationen gehören dazu. Alle sprechen von 
Teamfähigk"it, von der Notwendigkeit, sich in der 
Gruppe zu verhalten, sich auch einbringen und 
darstellen zu können. Das ist Teil der Aufgaben, 
die mit die,;em Gesetz auch angesprochen wer­
den. 

Natürlich wurde auch schon Kritik laut. Die Kriti­
ker nehmen in der Regel gern die höhere Perso­
nalförderung, und sie sind auch damit einverstan­
den, zu seiner Finanzierung das Angebot abzu­
senken, doch möchten sie allein entscheiden, 
welche Inhalte sie dann noch anbieten. Das Er­
gebnis wären nicht mehr, sondern weniger Ange-
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bOf.(7! aus d(~rn gesellschaftlich be:sond~~rs, relevan­
ten Bereich. DarTdt 'Nürde der ReJGrmansatz in 
sein GeijBntpit v(~rkührt. 

vVeichü Folgen das Wr die Akzeptanz der \Neih~rM 
bildtHlgs'iörderung in der Öffentlichkeit hätte/ 
kann sich jec!er s\:lllbst r:HJsITlHlen, IGh will da,::, hier 
nur quasi in KlalTlrflf:HTI anSpredH;.l,n. 

Ich rnöchte !ieb~"r noch auf einige andere Punkte 
dl(~se:::; Gesetzesvorschlaos f~ingfJhen, Die- Verfah·· 
rensvorschriften des VVeiterbildungsgesetzes ~Jf~­

hen von der ursprünnlichen Vorste,llung aus, daß 
f:in stetig stei{iendHS .Ä.n~Jeb(}t urrrfassend gel"ör­
dert wird, SiH SBhF:H") df.~sh<l.11b aufweficHge KOI1'· 
troli(;} vor. Die jetzt vorgesBheno VfH'f:)!nfachung 
ist ein Beitr,ao 2m Verwaltt.mt~srnodern'sierung, 
ein Bcitn:lfJ, der Träoern, Einrichtungen und aßrn 
LWld dio !.J.,.rbeit erleichtert, 

D"'15 gHt auch für die Volkshochschulen, Die Vor· 
gaben an die ~(omnl:l.mnn vvmden auf das Min­
dfJ.strnaß beschränkt, das lur SichefuflQ des flä· 
c.hendec:kenden Grundangebots un8r1i.H5IiGh ist. 
Und das eIltspricht aUGh der kornmunalpolitischen 
Lini{~ der Lan!'.iesr'noierung, die die. örtlit.::he Ebene 
so wett \Nio möglich stärken vvilL Bei der Förde w 

1'1.1ng df~S kornrnunBIen hi11ndestangHbots wird nun 
i:HJGh in der \Noitmbildunn das Prinzip der Konne­
xit.ät l.wisd·len der vom Land uüsfül.liGh auferleg­
ten PHicht und der Finanllerun~) dif:1ser Pflicht 
dWeil das Land b",achlel. Oder kurz gesagt: Die 
PfnchtauffJabü Ve.lkshochschule vvird auch an­
~Je.me~:;~:,en finanziert. 

Für die f<ornrnum:m wichtig ist auch noch Artikel 
2 des Gesetzüntwud's, der den zweiten I3Udun&lS~ 
weg als ein Kerm~tück dur korrlrnunalen VVeiter­
bildunq bfJtriHt, Meine Vorrednerinnen und Vor," 
redner"~';;ind dfifi:1!Jf schon eingegan~]fm, Die bisher 
His qr:."trennte EinriGhtungnn geff.i!u"ten AbendgVI11 -

nr'1Sinn, Abenc1realsGhulen und Kollt1~lS 80tlen in 
V/eiterbHdunf.]skol!eUfi urngnwande!t voJerden. Das 
siclwrt die Einrichtungen jn ökonomisch ve-rtret· 
barer ßröf?:.(~ und ,:;tützt ijamit <las Anqebot dos. 
zwei ten I3Hdt.Jflnsweges gf::,n,f.!r3 auch in dm Flä­
che, 

Ich b'in davon übeueuntr daß diese Reform dm 
richtif!H V\i1eg 1st, unser im Grun(.tsatl. be'Nkihrtes; 
V'';citnrbildunnssystl':1"1ll Huc:h rJuf seine zukünftigen 
An fordorungen Eldolgl'oich vor lubot'1;liten. Und 
die!eni~Jcn" rli(1- unter dem Vorwand der besseren 
Ausst.attunfJ das Inkrafttwten dur büSf:wf(:m Aus .. · 
stattungsmögllchkeiten dann hinauszögern oder 

gar vmhinflern l müssen die. Verant.wortun9 'für ihr 
eigenes Handetn dann eben sc~bst. ÜIJBrn,;;:,hrnen, -

Vielen Dank. 

{Beifal! bei cl", SPD! 

Präsident UI,ich Schmill!: Vielen Dank, Frau Mini" 
sierin, .. Das War! haI. für di" SPD·Fraktion die 
Frau Kollegin Göd""ke, 

Carina Gödecke !SPD!: Hmr Pri\sidont! Liebe ~:ol .. 
!eulnnen und Kollegon! Lieb(~ Briqitte! Ein nan1_ 
rnodern,:::s Gesetz mit der Id'i.'l;e der refjionalün ~!r'Ve1-
terbildungslandschaften l die im Sinnü ft?chtsve,f­
bindlicher Erkftkungen vor Ort den BHdarf und das 
Angebot an WeitHrblldunu rnlteinander und ~~t;! .. 
genLiber dem Land aushandeln - richtio! das ist 
meine ~dE:1e. Das ist IT1€'in AnSEl'tz l und darOber 
mö·chte Ich auch in Zukunft rnit der \!VHlterbildung 
und mit den Kolleginnen und Koll'1\Jf.m reden, 

Abm genauso rlchtiu ist die T;:itsache, daß- ich 
Landta~}sabgeordnetel l.andospolitikerin bin und 
Verant.wortung zu tragen habe. für das Heute, das 
Hif!r und das Jetzt in Norclrilein-Westfalen, Des'· 
halb will ieh t1anz deutHch s~gen: Auch in Zukunft 
werden wir nach rnninen Vorstellungen f.:dn vVe.i­
tmt~lfdun9sgesetz brauch€Hl. Es wird ein Weiter· 
blldungsuesetz notwendig sein, in dem Zielvo!"{jf1-
ben für die VVeiterbildul"it:J benannt vverden. Das 
ist audl ein Schutz. tür din VVeiterbi!dung, und 

dazu stehe Ich, 

Deshalb legen wir I-H~ute eine·n Gflsetzontwurf 
vor f der sehr deutHch rnacht r was wir unter den 
AuffJaben und Zielen von \Neitcrbildunn in der 
Gänze verstehen. Aber diiE~s.fjr GeseL~.:;ntwud 
rnaeht. qenauso deutlich, dnß v,/i!" nicht alles .staat­
liGh 'f(i;dern könrwn, Der Prels für diese beliebte 
Forden.mu, alles solle doch ~H~im alton bleiben. 
und wir rnür.~ten nur' mal .sct1aunn, dat~ \PJir ein 
btßchen mehr Gf~!d dafür besGhi:l·fftf.~n, wären 
doch unter andt1ffHn vi'ei! w'lr dBs Geld nicht 
beschaffen könnten; das weiß.t du oenauso Wil~ 
viele andere hier im Saal ~ woitcrhin s.t€t~0ende 
T eilnehrnerbeitr.~ige. 

Preis wäre außerdern fdne Ver.schiebunn irn f' .. ~aß­
nahmepront. Es wtire eine Versd'\iebuno zugun­
sten von Angeboten, die rn.arktg;'_k~qlU sinct mit 
dHnen Einrichtungen Ge!d verdienen können, weil 
sie auch Geld verdienen müssen. Und es wäre 
nicht mehr der Schutz, die Hille und die Fürsorge 
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für die Angebote, die unseren Schutz und unsere 
Unterstützung brauchen. Das aber will ich alles 
nicht. Deshalb legen wir diesen Gesetzentwurf 
vor. Übrigens ist es eine Gesetzesnovelle, die 
beide Koalitionsfraktionen tragen und mit der bei· 
de Koalitionsfraktionen einen Kompromiß einge­
gangen sind. 

An die Adresse des Herrn Dr. Eckhold will ich 
ganz deutlich sagen: Die inhaltliche Diskussion 
der letzten Jahre scheint an Ihrer Fraktion wei­
testgehend vorbeigegangen zu sein; denn nicht 
alles, was wir geschrieben bekommen, und nicht 
alles, was Sie hier zitieren könnten, ist wirklich 
so, wie es da geschrieben ist. Da muß man ein­
mal hinschauen und auch die Argumente nach­
prüfen. 

(Beifall bei der SPDI 

Ich kann Ihnen nur raten: Überprüfen Sie auch die 
Seriosität Ihrer Berater und Ihrer Beraterinnen. 
Denn die haben Sie auf eine Fährte gesetzt, von 
der Sie jetzt gar nicht mehr herunterkommen. 
Aber wie es denn auch sei 

(Zuruf des Dr. Heinz-Jörg Eckhold [CDUll 

- ja, da können Sie auch nachrechnen, das wis­
sen Sie genauso gut wie ich -, wir können jetzt 
noch innerhalb von drei Minuten Weiterbildung in 
Sachen Weiterbildung betreiben. 

Erstens. Zentrale Zielsetzung dieser Gesetzesno­
velle der beiden Koalitionsfraktionen ist: Wir wol­
len das flächend eck ende und das plurale Angebot 
an Weiterbildung und Einrichtungen in Nordrhein­
Westfalen erhalten. Dazu zählen wir auch ganz 
selbstverständlich dte Kirchen und ihre Angebote. 

(Beifall bei der SPDI 

Zweitens. Wir wollen die Effizienz und die Effekti­
vität der Weiterbildung durch eine deutliche Stär­
kung der Hauptamtlichkeit - ich betone: Stärkung 
der Hauptamtlichkeit, was in diesen Zeiten nicht 
selbstverständlich ist - steigern. 

(Beifall bei der SPDI 

Ferner ist richtig: Das geht nur durch interne Um­
schichtung, weil mehr Geld im Moment nicht zu 
erzielen ist. Und da ist es doch nur richtig und 
politisch ehrlich, wenn wir sagen: Wir konzen­
trieren die Landesförderung auf ganz bestimmte 
Angebote, nämlich auf Angebote im gesellschaft­
lichen Interesse - nicht im staatlichen, sondern im 
gesellschaftlichen Interesse, Herr Dr. Eckhold. 

(Beifall bei der SPDI 
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Das heißt, wir können im Moment nicht mehr 
alles bezahlen, was individuell wünschenswert 
wäre oder gefördert werden müßte. Aber wir 
machen dabei keine Einrichtungen und auch keine 
Träger kaputt. 

Drittens. Aufgabe von Politik, die die Verantwor­
tung trägt, ist es, diese Prioritäten deutlich zu 
machen und sie im gesamtgesellschaftlichen In­
teresse zu setzen. Aber wenn Sie daraus einen 
Anschlag auf die freien Träger ableiten, Herr Dr. 
Eckhold, macht das sehr deutlich, daß Sie das 
zugrunde Ii',gende Prinzip dei kommunizierenden 
Röhren, nämlich die Absenkung der Unterrichts­
stundenverpflichtung einerseits und den gleich­
zeitigen Anstieg bei den Personalkostenzuschüs­
sen, immer noch nicht verstanden haben oder 
ignorieren. Aber es ist sehr einfach zu verstehen. 
Ich habe leider nicht die Zeit, es Ihnen hier zu 
erklären. Das können wir dann im Ausschuß ma­
chen. 

Und die Sel"ktion nach dem Nützlichkeitsprinzip -
ja, ganz toll! Auch hier müssen Sie nur einmal in 
die Novelle hineinschauen, und ich würde Ihnen 
schon empfehlen, auch in die Erläuterungen zu 
blicken und sich darüber schlau zu machen, wei­
che Qualität und Verbindlichkeit die Gesetzes­
erläuterungen haben und vor welchem Hinter­
grund sie entstanden sind. 

Daß Sie fachlich nicht ganz im Stoff sind, wird 
überdeutlich an Ihren Aussagen zur Familienbil­
dung. Sie behaupten, die Familienbildung würde 
auf die Möglichkeiten des KJHG reduziert. In ei­
ner Pressemitteilung dazu haben Sie verkündet, 
das bedeutete eine Einbuße von 15 Millionen DM. 
Sie berufen sich auf Experten. Ich weiß nicht, mit 
welchen Experten Sie geredet haben. Aber Sie 
können nicht mit den Familienbildnern selber ge­
redet haben.· Mit denen nämlich haben wir uns 
unterhalten, und zwar monatelang und sehr inten­
siv. Sie können sich gerne erkundigen, zu wei­
chem Ergebnis die kommen. 

Der Verweis auf das KJHG gibt nämlich - ganz im 
Gegenteil zu Ihrer Auffassung - eine zusätzliche 
Rechtssicherheit und betont, daß in Nordrhein­
Westfalen die Familienbildung nicht nur über das 
Bundesrecht abgeleitet im Weiterbildungsgesetz 
verankert ist. Wir nennen expressis verbis den 
Bundesrechtsbezug, nämlich das KJHG. Und was 
Familienbildung im einzelnen ist, das steht so­
wohl im KJHG als auch in den heutigen Erläute­
rungen zum WBG. Das können Ihnen die Fami­
lienbildner bestätigen. Es wird nicht Gegenstand 

(Cl 
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el nes Aushandlungsprozßsses kornrnunale'l' Ju­
~~endhilfI:1(,:HJSf:i,c,hüsse sein. 

Es tut rnir leid: Die W.ajtfcirbildungsstundH h~t zu 
Ende!. Ich habe ~;eine Zeil mehr. Ich freu~:, mich 
auf das, was im p.usschuß mfoffJHn wird. 

(Beifall bei der SPD} 

Präsident Ulrich Schmidt: Vielen Dank, Frau Kai­
tBg1n Gödecke. - MeinH Darm=.m und Herren, (He 
nedczciton sind erschöpft, IGh schlierSe die ßera·· 
lung, 

\\Vir kommun zur Abstirnrm .. mg. Der Ältestenrat 
e.mpl"iehlt die ÜbBfwf.dsung an den Ausschuß für 
Schule und Weiterbildung, W'" flir diese Über­
wdsunn ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
Danke sehr. Die Genenprohe! - Gtimrnenthaltun·· 
gen? . Das ist. nicht der Fall. Damit ist dieser Ge u 

setzentwurf Drucksache '12/3876 an den Ala;'M 
schuß für Schule und Weiterbildung überwiesen 
w(jrd(~n. 

Ich ruIe auf: 

4 Neutl'l' Familienbericht des Landes Nordrhein­
Wostfalen ist nolwendiu 

A'-,t,ag 
de .. Fraktion der CDU 
Drucksache '12/3877 

IGh eröffne die Berat.un.g und erteite für die an­
tragstellünde Fraktion dern KolleBen Rüsenberg 
das \f.,/orL 

Anion;". RU"""!>"'g (CDUI: Horr Prösident' Me! .. 
ne sühr \H:11'0,t1I'ten Darnen und Herren! Hier geht 
es jetzt eberrfalls um fdnen Antra~J, bei dern wir, 
(He CDU--Landtagshaktio/l f bH H.l-n , ihn zur weite­
ren BeHrtunn an den zustElnd~gl8n AussGhur~ zu 
üb(jrweisen, w(~iI er einen Auftrag enthalt, Er Hn1-
hält den Au ftrl:ig , die l.andHsreglel'ung aU'f'zufor­
dern, rnit. die VOn.:-lUS5~.~t2unOf,m für die Vorlage 
eines neuen FamilienbHrk:htes im Lmit"!H 
NordrhD1n~Vv'estfah:m zu schaffen. 

VI/ir st(~hen mit dieser Forderung niGht allein, \lvas 
uns Zusehriftrm rnit einem entsprechenden 
\.Vunsch zeiHen. Unter andere.m unter~;tützt dfC.:1r 
DeutsehfJ Farnilienverband nachhaltig unseren 
,o,ntr8g, Er bringt zum Ausdruck, dal~ ein drin\),,,,-
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der Bedarf für die Neulassun,l ein,," Farnilienbe (CI 
richtes besteht und ein FamiliHnbericht eine \vich· 
ti9ü Grundlage für d1e Erarbf::iwng lukunftsorienn 

timte,. faf'flilienpolitischm Entscheidungün bildet. 
Es wird deutlich beschrieben, wie diesf~r Bericht 
strukturiert sein sollte. Und eEi \.vird kh,r 9€tS3f]t, 

von wem er erst.ellt wflrden [::>oHte: von einer 
Saehvürständigenkornmission, (~rHänzt urn eine 
Stellungnahrne der Lfmdesregierung. 

Die FarniH~,mverb,3nde klinken sich «nwh Gin in die 
Überlegungen, wo irn einzelnen Schwerpunkte zu 
setzen sind - die CDU·Fraktion geht insofern noch 
offen in die AusschumJeraturlgen, HtHr KoUnf~f1 

Flessenknrnper . und \."ieiche ,Akzente ßerücksich­
ti9UtlfJ finden rnülltl':m, 

Zehn JHhre sind nun veroangen, sett die Landes~ 
regierung 1990 dem Landtag den 
3. r:amifienbericht l.ugel(~itüt hat. Die LC':Ulde-sregie-
rung hat damals in der Einleitun(j ihre Absicht 
zum Ausdruck gebracht, mit dem Bljr{c:ht (.lincl1 

umfassende" Obmblick über die F"milienpolilik zu 
geben, um dan1ft eine Grundlage für die VVeitHr­
entwk:ktung der Landespolitik in den 90e.1' Jahren 
zu schatten. Unabhängig von der Beurteiiung fjin,· 
zelner Aussagen, die ~n der politischen Diskuss.ion 
.. - was nk::ht schlirnm ist ~ Kontroversen he-rvor'" 
gerufen haben, blldete dieser BmiGht über 'lieie 
.. JahH~ eine Basis nicht nur im parlamentarischen 
BereiGtl.,. sondern insg(;samt irn L:mdB für eine 
intensive- Debatte in den VerbHnden und 111ft den 
Institut.ionen wie auch rnit ('!er gmlBI'llten lntor· 
essierüm ÖHenWchkeit. Das also war der Stand 
im Jahre 1990 und in dün Fo1}Jojahrell, 

Ein Jahrzehnt ist nun seit der Erad:.roitung dieses 
von rnir e:rwähnten 3. F;:-1n)ilienbt~richtes verstr!­
ehen, \,Vir stellen inzwischun vif~IHjll:iue qHsell~ 

schaftliehe Veriindarungenfest. Unterschiedliche 
EntvJicklungen haben auch tn Nm-drhein-'I)\.'estf;j· 
len Eint!uß auf die Situation unserer Farnitien. 
Deshalb halten voJir es "für dr,ngend erforderlich, 
einen 4, l.andesfarnilienbericht vorzulege.n. Dieser 
soll lamilienpolitische Schwerpunkt!,' unter Be­
,ücksichtigung der EntwicklunS) in d,nn wEnde 
gühünd(:)fj Jahrzehnt aufgreifen und Z1..lkunftsper­
spektiven für das politische Handeln fornlu!ieren. 

vVir rrtöcht<':Hl, da[S folnende Schwerpunkte tiufge·· 
fjriffen werden ~ im einzelmHl können \Nir das irn 
AU5SGtV ... tr.~ behandeln - : 

Wir nl(jchten, daß, vvir uns rnit. dern Farnilien­
be~Jriff auselnandersetzf.m, mit der Df.:fflnition, 
was FamiUe ist.. Dieser BendH bofindet stch in 
der Gesellsch/::lft in einnr z.um TeH kontroV0t'u 

(DJ 
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